
Die Parteien sind Eheleute und leben getrennt. Der Ver­
klagte ist Alleineigentümer des im Klagantrag bezeichneten 
Grundbesitzes, auf dem die Parteien ein Haus errichtet haben.

Die Klägerin macht einen Ausgleichungsanspruch geltend. 
Sie hat beantragt, den Verklagten zu verurteilen, an die 
Klägerin von seinem im Grundbuch eingetragenen Grundbesitz 
ein ideelles Drittel zu übereignen und hierzu die notwendigen 
Erklärungen gegenüber den Behörden abzugeben. Für diesen 
Anspruch sei unerheblich, ob die Ehe noch bestehe.

Der Verklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen.

Aus den G r ü n d e n :
Art. 30 der Verfassung der Deutschen Demokrati­

schen Republik stellt Ehe und Familie als die Grund­
lagen des Gemeinschaftslebens unter besonderen 
Schutz. Es muß also das Bemühen des Staates sein, 
alles zu unterstützen, was sich fördernd und erhaltend 
für die Ehe auswirkt, und alles das möglichst auszu­
schalten, was geeignet ist, eheauflösend zu wirken.

Wollte man eine Vermögensauseinandersetzung bei 
bestehender Ehe zulassen, so könnte dies eine be­
stehende Ehekrise nur vertiefen und die schließliche 
Auflösung der Ehe fördern. Ist eine Ehe unheilbar zer­
rüttet, hat sie also ihren Sinn für die Eheleute und die 
Gesellschaft verloren, dann sollte es auch zum Schei­
dungsverfahren kommen, in dessen Verlauf der Aus­
gleichungsanspruch geltend gemacht werden kann. 
Auch schon vor Beginn des Scheidungsverfahrens kann 
der Ausgleichungsanspruch durch Arrest oder einstwei­
lige Verfügung gesichert werden, wenn zu besorgen ist, 
daß die Verwirklichung des Anspruchs durch eine Ver­
änderung des bestehenden Zustandes vereitelt oder we­
sentlich erschwert werden könnte. Nicht befürwortet 
werden kann das Bestreben, wie es auch im vorliegen­
den Verfahren der Fall ist, zu der bereits bestehenden 
Aufhebung der ehelichen Wohngemeinschaft noch die 
vermögensrechtliche Auseinandersetzung hinzuzufügen, 
ohne jedoch von der damit nur noch in der Form be­
stehenden Ehe ablassen zu wollen, da dadurch der Be­
griff der Ehe herabgewürdigt würde. Anderenfalls 
würde das bedeuten, daß der Staat solche nur noch 
auf dem Papier bestehende Ehe sanktionierte.

Die von der Klägerin zur Unterstützung ihres Begeh­
rens angeführte Entscheidung des BG Leipzig in 
NJ 1953 S. 566 weicht übrigens insofern von dem vor­
liegenden Falle ab, als es sich dabei um ein gleichzeitig 
mit der Ehescheidung laufendes Auseinandersetzungs­
verfahren handelt, so daß der angeführte Grundsatz, 
die Geltendmachung eines Ausgleichungsanspruchs sei 
nicht von der vorherigen Scheidung der Ehe abhängig, 
so zu verstehen ist, daß bei einem parallel laufenden 
Scheidungsverfahren nicht immer und unbedingt erst 
das Scheidungsurteil abzuwarten ist. Eine Bezugnahme 
auf diese Entscheidung erscheint also nicht zutreffend.

Das Gericht hat daher den Ausgleichungsanspruch 
der Klägerin als noch nicht fällig angesehen und die 
Klage schon aus diesem Grund abgewiesen.

(Es folgen Ausführungen darüber, daß der Ausglei­
chung sanspruch keine dingliche, sondern nur obligato­
rische Wirkung hat.)

A n m e r k u n g :
Die Entscheidung gibt Anlaß zu einer näheren Prü­

fung der Frage: Wann kann die Ehefrau ihren Aus­
gleichung sanspruch geltend machen?

Zunächst muß festgehalten werden, daß die gesamte 
Rechtsprechung zum Ausgleichung sanspruch ihre ge­
setzliche Grundlage in dem Art. 7 und 30 Abs. 2 der 
Verfassung der DDR hat, jedoch eine rechtliche Rege­
lung im einzelnen auch, bezüglich der hier zu erwar­
tenden Probleme noch fehlt.

Daraus ergibt sich, daß in der Entscheidung von der 
Bedeutung des Ausgleichungsanspruchs als eines Mit­
tels zur Verwirklichung der Gleichberechtigung zwi­
schen Mann und Frau in Ehe und Familie auszugehen 
und dann zu prüfen war, wann der Frau das Recht 
auf Geltendmachung dieses Anspruchs zustehen muß, 
damit ihre Gleichberechtigung auch in diesem Punkt 
realen Charakter hat.

Das Kreisgericht berührt diesen notwendigen Aus­
gangspunkt mit keinem Wort; es geht vielmehr davon 
aus, daß ein untrennbarer Zusammenhang zwischen der 
Beendigung der Ehe und dem Recht der Ehefrau auf 
Geltendmachung ihres Ausgleichungsanspruchs bestehe

und daher eine vermögensrechtliche Auseinander­
setzung zwischen den Ehegatten erst nach der Schei­
dung, frühestens während des Scheidungsprozesses er­
folgen dürfe.

M. E. kann man diesen Grundsatz in so allgemeiner 
Form nicht aufstellen. Unstreitig steht der Ehefrau 
grundsätzlich ein Ausgleichungsanspruch am Vermögen 
ihres Mannes zu, weil sie es auf diese oder jene Art 
mit geschaffen hat. Ebenso unstreitig ist auch, daß die 
Ehefrau auf Grund bestimmter Ereignisse in der Ehe 
auf die Verwendung der entsprechenden Mittel ange­
wiesen und daß die Realisierung ihres Ausgleichungs­
anspruchs gefährdet sein kann, ihr also mit einer erst 
nach Ehescheidung durchzuführenden Ausgleichung in 
diesen Fällen nicht geholfen ist.

Allerdings ist dem Kreisgericht darin zu folgen, daß 
Prozesse über den Ausgleichungsanspruch der Frau ge­
eignet sind, die in einer Ehe bestehenden Zerwürfnisse 
zu vertiefen. Aber kann das allein ein akzeptabler 
Grund sein, den Ausgleichungsanspruch der Frau wäh­
rend bestehender Ehe in jedem Fall für noch nicht fäl­
lig und damit für nicht einklagbar zu erklären?

Die Gerichte sind oft genug genötigt, vermögensrecht­
liche Streitigkeiten zwischen Ehegatten zu entscheiden. 
Jeder Unterhaltsprozeß, den eine getrennt lebende Ehe­
frau gegen ihren Mann führt, trägt die Gefahr in sich, 
die Spannungen zwischen den Gatten zu vergrößern. Je­
doch wird niemand der Meinung sein, daß deshalb die 
Frau ihre Rechte zu diesem Zeitpunkt nicht geltend 
machen könne. (Ähnliches gilt für die Klagen auf Her­
ausgabe eines Teils der Hausratsgegenstände nach 
§ 1361 BGB und auch unter Umständen für die Durch­
führung eines Ehelichkeitsanfechtungsverfahrens wäh­
rend bestehender Ehe.) Streitigkeiten zwischen Ehegat­
ten während bestehender Ehe sind trotz ihrer negati­
ven Auswirkungen auf die Ehe nicht immer vermeid­
bar und dementsprechend auch vom Gesetz vorgesehen. 
Die Entscheidung vermag insoweit nicht zu überzeugen.

Das KrG Pößneck läßt lediglich eine Ausnahme zu, 
und zwar für den Fall, daß die Scheidungsklage bereits 
erhoben ist. Abgesehen davon aber, daß eine solche 
Entscheidung die Ehefrau indirekt zwingt, die Schei­
dungsklage zu erheben, scheint mir diese Art des Her­
angehens an das Problem schematisch zu sein. Zunächst 
ergibt sich hier die Frage, was nach Auffassung des 
Kreisgerichts mit dem Ausgleichungsprozeß geschehen 
soll, wenn das Gericht die Scheidungsklage abweist, 
weil es die Ehe durchaus nicht als zerrüttet ansieht 
oder weil die Vermeidung von Härten für einen Gatten 
die Abweisung der Klage gebietet, zwei Fälle also, in 
denen die Ehegatten auch nach Klagerhebung verpflich­
tet bleiben, in einer dem Wesen der Ehe entsprechen­
den Gemeinschaft zu leben. Oder aber was mit dem 
Ausgleichungsprozeß geschehen soll, wenn die Schei­
dungsklage später wieder zurückgenommen wird?

Weit wichtiger scheint mir jedoch die Erwägung zu 
sein, daß die Geltendmachung des Ausgleichungs­
anspruchs geboten sein kann, ohne daß auch nur einer 
der Ehegatten überhaupt an die Scheidung der Ehe 
denkt. Es kann z. B. Vorkommen, daß beide Gatten 
Jahre oder sogar Jahrzehnte hindurch gemeinsam ge­
arbeitet und ein Vermögen geschaffen haben, das sich 
im Alleineigentum des Mannes befindet (z. B. ein Haus, 
eine Gärtnerei, Landwirtschaft usw.), nach dieser Zeit 
aber der Mann einen Lebenswandel zu führen beginnt, 
der den Bestand des Vermögens ernsthaft gefährdet. 
Nicht immer ist das für die Ehefrau ein Grund, auf 
Scheidung zu klagen (was auch meist mit den Inter­
essen der Gesellschaft übereinstimmen wird), weil sie 
z. B. darauf vertraut, daß es sich um einen vorüber­
gehenden Zustand handelt. Die Sicherung des Ausglei­
chung sanspruchs der Frau und damit die Verwirk­
lichung ihrer Gleichberechtigung in dieser wichtigen 
Frage bliebe dann gefährdet.

Damit bin ich bei dem wichtigsten Gesichtspunkt an­
gelangt. Grundsätzlich kann der Anspruch der Frau auf 
Ausgleichung während bestehender Ehe nicht geltend 
gemacht werden, weil er nicht fällig ist, was auch sei­
ner Bedeutung völlig entspricht. Der Anspruch wird 
aber fällig, wenn seine Realisierung ernsthaft ge­
f ä h r d e t  ist, wenn auf Grund des Verhaltens des 
Mannes die Frau Gefahr läuft, des ihr gesetzlich zu­
stehenden Anteils am Vermögen des Mannes verlustig
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